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Seniorenrecht aktuell

Kurz informiert

▶▶ Klare Sprache
Verstehe ich nicht … unverständliche Post von Krankenkassen

| Die unabhängige Patientenberatung (UPD) beriet im vergangenen Jahr 
rund 44.000 Mal zu den Rechten gegenüber gesetzlichen Kranken- und 
Pflegekassen. 2016 waren es noch 27.000 Beratungen. Häufiger Anlass sind 
unverständliche Schreiben an Versicherte oder grundlose Aufforderungen, 
einen Widerspruch zurückzunehmen. |

Die UPD ist besorgt angesichts der Kommunikation zwischen Kranken kassen 
und Versicherten. „Insbesondere bei Zwischeninformationen für Versicherte 
sehen wir zunehmend Schreiben, die wie echte Entscheidungen wirken oder 
die Versicherten zu einer Rückmeldung auffordern, obwohl es dazu über-
haupt keinen Grund gibt“, erklärt deren Geschäftsführer Thorben Krum wiede 
im August 2018. Für Senioren kann diese Entwicklung bedeuten, dass sie z. B. 
einen Widerspruch einfach zurücknehmen, anstatt den Widerspruchs-
bescheid abzuwarten. Damit ist dann der Weg zum Sozialgericht versperrt. 

PrAXiStiPP | Betroffene erhalten von der UPD bundesweit telefonisch und 
 online kostenlos Auskunft unter der Rufnummer 0800 011 77 22 bzw. www.
patienten beratung.de. Ferner wird eine Vor-Ort-in Beratung in diesen 30 Städten 
angeboten: www.patientenberatung.de/de/beratung/beratungsstellen).

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE

•  So finden Sie Krankenkassen mit gutem Online-Service, SR 18, 127

•  Test 2018: So finden Senioren „ihre“ Krankenkasse, SR 18, 19
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▶▶ Betreuungsrecht
Auswirkungen eines Betreuervorschlags

| Der Wille des volljährigen Betroffenen darf nur unberücksichtigt bleiben, 
wenn die Bestellung der vorgeschlagenen Person seinem Wohl zuwider-
läuft, § 1897 Abs. 4 S. 1 BGB. Dies setzt voraus, dass sich aufgrund einer 
umfassenden Abwägung aller relevanten Umstände Gründe von erheb-
lichem Gewicht ergeben, die gegen die Bestellung der vorgeschlagenen 
Person sprechen. Der das Wohl des Betroffenen gefährdende Eignungs-
mangel muss für die Zukunft und bezogen auf den von der Betreuung 
 umfassten Aufgabenkreis bestehen (BGH 9.5.18, XII ZB 553/17, Abruf-Nr. 
201953). |

merKe | Für einen bindenden Betreuervorschlag i. S. v. § 1897 Abs. 4 BGB ist 
keine natürliche Einsichtsfähigkeit des Betroffenen erforderlich. Der Betroffene 
muss auch nicht zur Bildung eines freien Willens i. S. v. § 1896 Abs. 1a BGB in der 
Lage sein. Etwaigen Missbräuchen und Gefahren wird nach der Rechtsprechung 
des BGH vielmehr hinreichend durch die begrenzte, letztlich auf das Wohl des 
Betroffenen abstellende Bindungswirkung seines Vorschlags begegnet (BGH 
9.5.18, XII ZB 521/17, Abruf-Nr. 201939).
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Von Legal Tech bis Smart Contracts: Die digitale Revolution 
hat auch den Rechtsmarkt erfasst. Doch was bedeutet das konkret 
für Ihre Arbeit? Wie erschließen Sie sich die neuen Rechtszusammen-
hänge und reagieren auf den veränderten Beratungsbedarf? 
Welche Legal-Tech-Lösungen sind für Ihre Kanzlei sinnvoll? 
Die Antworten liefert Ihnen DR Digitalisierung und Recht – 
kostenfrei und tagesaktuell!

Willkommen in der Kanzlei 4.0!

DR macht Sie zum Gestalter 
Ihrer digitalen Zukunft!

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

Alle Inhalte kostenlos! 
Besuchen Sie

dr.iww.de
Lesen Sie auf DR Digitalisierung und Recht 
u. a. mehr zu diesen Themen:

•  Digitale Kanzleiabläufe. DR stellt Ihnen regelmäßig neue Tools vor, 
mit denen Sie den Kanzleialltag effizienter gestalten.

•  Digitale Akquise. Erfahren Sie, wie Sie mithilfe von Chatbots, 
Content Marketing u. a. neue Mandanten gewinnen.

•  Digitalisierung als Beratungsfeld. Erschließen Sie sich mit DR 
den Beratungsmarkt der Zukunft – z. B. IT-Compliance, E-Commerce 
oder Social Media.

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.Praxiswissen auf den Punkt gebracht.
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